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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur fünften Verlängerung 
der in der Verordnung (EWG) Nr. 2823/71 vorgesehenen zeitweiligen teilweisen 
Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für Wein mit Ursprung 
in und Herkunft aus der Türkei 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat mit Verordnung (EWG) Nr. 2823/71 
vom 20. Dezember 1971 1 ), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2916/75 2 ), bis zu einer 
endgültigen Regelung eine Übergangsregelung für 
Einfuhr von Wein mit Ursprung in und Herkunft 
insbesondere aus der Türkei in die Gemeinschaft 
festgelegt. Da die endgültige Regelung noch nicht 
getroffen ist, empfiehlt es sich, die Ubergangsrege- 
lung zu denselben Bedingungen wie bei ihrer Fest- 
legung zu verlängern, um eine für die Weinausfuhr 
dieses Landes in die Gemeinschaft nachteilige Unter- 
brechung zu vermeiden. Die Übergangsregelung ist 
bis zum Inkrafttreten der endgültigen Regelung zu 
befristen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Zollsätze bei der Einfuhr von Wein aus fri- 
schen Weintrauben der Tarifstelle ex 22.05 des 


Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in und 
Herkunft aus der Türkei in die Gemeinschaft sind 
gleich 60 v. H. der zum Zeitpunkt der Einfuhr 
geltenden Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs. 

2. Absatz 1 ist nur anwendbar, wenn die Voraus- 
setzungen des Artikels 9 Abs. 3 zweiter Unter- 
absatz der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 erfüllt 
sind. 

Bei Anwendung des genannten Unterabsatzes 
werden jedoch die Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs durch die nach Absatz 1 angewandten 
Zollsätze ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1976 in 
Kraft. 

Sie gilt bis zur Einführung einer endgültigen Zoll- 
regelung für die betreffenden Erzeugnisse gegenüber 
der Türkei, längstens jedoch bis zum 31. August 
1977. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 285 
vom 29. Dezember 1971, S. 51 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 290 
vom 8. November 1975, S. 1 
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Finanzbogen 


Datum: 8. Juni 1976 


1. Haushaltsposten: Kapitel 12 

2. Bezeichnung des Vorhabens: Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur fünften Verlängerung 
der in der Verordnung (EWG) Nr. 2823/71 vorgesehenen zeitweisen Aussetzung der Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Wein mit Ursprung in und Herkunft aus der Türkei 


3. Rechtsgrundlage: Artikel 43 des Vertrages 

4. Ziele des Vorhabens: Ermäßigung des Gemeinsamen Zolltarifs um 40 v.H. für Wein mit Ursprung in 
und Herkunft aus der Türkei 


5. Finanzielle Auswirkungen 

5.0 Ausgaben Zollverlust 


je Wirtschaftsjahr 

Laufendes 

Haushaltsjahr (1976) 

Kommendes 
Haushaltsjahr (1976) 

unbedeutend 

1 

— 

— 


Jahr .... Jahr .... Jahr . . . . 

5.0.1 Vorausschau Ausgaben 

5.1.1 Vorausschau Einnahmen begrenzte Maßnahme 


5.2 Berechnungsmethode: 


6.0 Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 

Ja Nein 

6.1 Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 

Ja 


Anmerkungen: 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit. Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 8. Juli 1976 - 14 — 680 70 - E — Ag 46/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 24. Juni 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 2823/71 des Rates zur 
zeitweiligen Aussetzung der Zölle des gemeinsamen 
Zolltarifs für Weine mit Ursprung in und Herkunft 
aus Marokko, Tunesien und der Türkei x ) ist vom 
Rat in Erwartung einer endgültigen Regelung verab- 
schiedet worden, um eine nachteilige Unterbrechung 
der Ausfuhren von Wein aus diesen Ländern in die 
Gemeinschaft zu vermeiden ohne damit den Inter- 
essen der Erzeuger in der Gemeinschaft zu schaden. 
Diese Verordnung, geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2916/75 des Rates, ist nur bis zum In- 
kraftsetzen einer endgültigen Tarifregelung für die 
fraglichen Erzeugnisse und spätestens bis zum 31. 
August 1976 anwendbar. Eine endgültige Regelung 
ist bereits, für Tunesien, Marokko und Algerien 
getroffen worden. Was die Türkei betrifft, so muß 


der Vorschlag der Gemeinschaft noch mit diesem 
Land festgelegt werden; es ist vorauszusehen, daß, 
selbst wenn dies vor dem 1. September 1976 ge- 
schieht, die erforderlichen technisch bedingten Fri- 
sten eine Anwendung zu diesem Datum nicht ermög- 
lichen. Die Kommisison empfiehlt daher dem Rat, 
die Gültigkeit der Übergangsregelung für die Türkei 
durch Annahme des vorliegenden Verordnungs Vor- 
schlags bis spätestens 31. August 1977 zu verlängern. 
Die Verordnung würde bei Inkrafttreten der endgül- 
tigen Regelung, sobald diese beschlossen sein wird, 
außer Kraft gesetzt. 


Ü Eine ähnliche Regelung ist für Weineinfuhren mit Her- 
kunft aus Algerien in Kraft [Verordnung (EWG) Nr. 
2313/71]. 
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